
,Nachschlagewerk: ja
Amtliche Sammlung: ja

ZPO § 198
Bei der Zustellung von Anwalt zu Anwalt ist das schriftli­
che Empfangsbefcenntnis des Anwalts wesentliches Erfordernis 
für die Wirksamkeit der Zustellung« Eine wirksame Zustellung 
liegt deshalb nicht vor» wenn der Anwalt, dem zugestellt 
werden soll, in der Meinung, zur Vertretung seiner Partei 
nicht mehr berechtigt zu sein* es unterläßt, den Empfang 
eines ihm zur Zustellung zugegangenen Schriftstücks zu be­
stätigen* das-Schriftstück aber auch nicht dem "zusteilenden 
Anwalt zurücksendet«

BGH, ürt« v« 7. Juli 1959 - VIII ZE 111/58 - Olß München
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Verkündet am To Juli 1959 Klett. Justizoberselcretär 
als Urkundsbeamter der 

Geschäftsstelle

I m  N a m e n  d e s  V o l k e s  
In dem Rechtsstreit

in Stldes Kraftfahrers Josef A 
TJflÜ Straße

Beklagten, Berufungsklägers 
und Revisionsklägers,

- Prozeßbevollraächtigter: Rechtsanv/alt Br<

gegen
die offene Handelsgesellschaft P» B^P's Nachfolger,
Jo & Söhne in vertre­
ten durch die Gesellschafter Josef, Prits und Hermann

Klägerin, Berufungsbeklagte 
und Revisionsbeklagte.

- Prozeßbevollraächtigter: Rechtsanwalt Dr*

hat der VIII» Zivilsenat des Bundesgerichtshofs auf die 
mündliche Verhandlung vom 7» Juli 1959 unter Mitwirkung 
der Bundesrichter Dr»Gelhaar, Artl, DroSpieler, Dr»Dor- 
schel und DroMezger

für Recht erkannt:
Auf die Revision des Beklagten wird das Urteil 
des 8. Zivilsenats des Oberlandesgerichts in 
München vom 30» Mai 1958 aufgehoben»
Der am 18» Februar 1958 eingegangene Einspruch 
gegen das VerSäumnisurteil dieses Senats vom 
120 Juli 1957 ist zulässig«
Die Entscheidung über die Kosten der Revision 
bleibt dem Berufungsgericht Vorbehalten»

Von Rechts wegen
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Tatbestand:

Der Beklagte wurde vor dem Berufungsgericht durch 
* den Rechtsanwalt Dr. vertreten. Rechtsanwalt

zeigte mit Schriftsatz vom 4. Mai 1957 an, daß er 
die Vertretung des Beklagten niedergelegt habe, im Ter­
min vom 12o Juli 1957 erging gegen den nicht vertretenen 
Beklagten ein VerSäumnisurteil, durch das seine Berufung 
zurückgewiesen wurde. Der Prozeßbevollmächtigte der Klä­
gerin Rechtsanwalt Dr. S t i ^ ^ ^ l i e ß  am 2 %  Juli 1957 
zwei beglaubigte Abschriften des Versäumnisurteils in 
das Schrankfach des Rechtsanwalts Dr.TflH^ legen. Auf 
einer dieser Abschriften befand sich folgende von Rechts­
anwalt Dr.Sti^l^ handschriftlich Unterzeichnete Erklä­
rung:

“Anwalt szust ellungsurkunde s
Vorstehende begl» Abschrift des Versäumnisur­
teils habe ich heute dem Herrn Prozeßbevoll­
mächtigten des Beklagten und Berufungsklägers 
- Rechtsanwalt Dr. T 0 | | ^  - von Anwalt zu An­
walt zugestellt.

den 25. 
Schrankfach

Juli 1957 gez. Dr.Sti_ 
Rechtsanwalt > »

Auf die zweite beglaubigte Abschrift war der Entwurf ei­
nes Empfangsbekenntnisses gesetzt. Am 30. Oktober 1957 
sandte Rechtsanwalt Dr. beide Abschriften, ohne
das Empfangsbekenntnis unterzeichnet zu haben, an Rechts­
anwalt Dr. Stil^^V mit folgendem Anschreiben zurück:

"Ich gebe das Versäumnisurteil zurück und bitte, 
dasselbe direkt an den Beklagten zuzustellen, da 
ich denselben ja nicht mehr vertrete. Ich bitte 
das Versehen wegen der Verzögerung gefl. zu ent­
schuldigen."

Hierauf ließ die Klägerin das Versäumnisurteil an 
den Beklagten am 7. Februar 1958 zustellen.

Mit einem am 18. Februar 1958 eingegangenen Schrift­
satz meldete sich "Rechtsanwalt Dr, als Prozeßbe.-
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vollmächtigster des Beklagten und legte Einspruch gegen 
das Versäumnisurteil ein»

Das Berufungsgericht hat durch das angefochtene Ur­
teil den Einspruch als unzulässig verworfen* Es meint, 
das Versäumnisurteil sei spätestens am 25. Juli 1957 zu­
gestellt worden, da Rechtsanwalt Dr. TflBP die für ihn 
bestimmte Abschrift des Urteils jedenfalls an diesem 
Tage ausgebändigt erhalten und von dem Schriftstück und 
der Absicht des Rechtsanwalts Dr* Sti^Bl, es ihm zu­
zustellen, Kenntnis genommen habe.

Mit der Revision erstrebt der Beklagte die Aufhebung 
dieses Urteils und beantragt; den Einspruch für zulässig 
zu erklären. Die Klägerin beantragt, die Revision zurück- 
zuweisen.

Ent scheidungsgründei

lo Das Berufungsgericht ist der Auffassung, daß die 
Bestimmungen der §§ 516, 552 ZPO, wonach die Berufungs­
und Revisionsfristen spätestens mit dem Ablauf von fünf 
Monaten nach der Verkündung des Urteils beginnen, für 
die in § 559 ZPO bestimmte Prist zur Einlegung des Ein­
spruches gegen ein Versäumnisurteil, nicht entsprechend an­
wendbar seien« Dieser Ansicht ist beizutreten« Sie wird 
auch von dem Bundesarbeitsgericht (HJW 1957,518}, den 
Landgerichten Weiden (NJW 1955,797), Düsseldorf (NJW 1956, 
834), Prankenthal (JR 1957,345), von Yfieczorek (ZPO § 339 
Anm«A II) und Dersch/Volkmar (ArbGG ö.Aufl« § 59 Anm«32) 
vertreten« Pür diese Auffassung spricht entscheidend die 
Erwägung, daß eine so wichtige Regelung, wie sie die 
§§ 516, 552 ZPO enthalten, im Wortlaut des § 339 ZPO Aus­
druck hätte finden müssen, wenn sie auch für den Einspruch 
gegen ein Versäumnisurteil hätte gelten sollen, daß der 
Gesetzgeber aber weder bei der Neufassung der Zivilprozeß-



Ordnung durch die Verordnung über das Verfahren in bür­
gerlichen Rechtsstreitigkeiten vom 13« Februar 1924, 
durch die die §§ 516, 552 ZPO ihre jetzige Fassung er­
halten haben» noch bei späteren Neufassungen diese Be­
stimmungen in die Vorschrift des § 339 ZPO übertragen 
hat» Die abweichende Ansicht von Rosenberg (Lehrbuch des 
Deutschen Zivilprozeßrechts, 7oAuflo § 106 VI 1 o S»498 
und NJW 1955,-797), des Oberlandesgerichts Neustadt (MDB 
1955*747) und des Landgerichts Stuttgart (MDE 1956$110) 
vermag demgegenüber nicht zu überzeugen.,

XI» Entscheidend ist daher* ob das VerSäumnisurteil, 
wie das Berufungsgericht annimmt, bereits am 25» Juli 
1957 zugestellt worden ist»

1» Das Berufungsgericht sieht als erwiesen an, daß 
Rechtsanwalt Dr» T d H  die für ihn bestimmte beglaubig­
te Abschrift des Versäumnisurteils unmittelbar nach der 
Leerung des Schrankfaches» also spätestens am 25» Juli 
1957, ausgehändigt erhalten und von diesem Schriftstück 
sowie von der Absicht des.Rechtsanwalts Dr» Sti^|p» es 
ihm zuzustellen, Kenntnis genommen hat, Gegen diese Fest­
stellungen hat die Revision keine Rügen erhoben»

2. Hierdurch ist aber die Zustellung des Versäum­
nisurteils nicht bewirkt worden« Nach feststehender 
Rechtsprechung des Reichsgerichts, dem sich der Bundes­
gerichtshof angeschlossen hat, ist zur Übermittlung ei­
nes zuzusteilenden Schriftstückes von Anwalt zu Anwalt 
nach § 198 Abs.l ZPO die Mitwirkung des Anwalts, dem 
sugestellt werden soll, erforderlich» Dazu gehört die 
Äußerung des Willens des Anwalts, das ihm zur Empfang­
nahme zwecks Zustellung angebotene Schriftstück diesem 
Angebot entsprechend anzunehraen (RGZ 8*328,332; zuletzt 
RGZ 159*83984; BGEZ 14,342,345; Urteil des erkennenden 
Senats vom 22» Januar 1959 - VIII ZR 10/58 - LM ZPO 
§ 198 Nr»6)»
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Das Berufungsgericht ist der Ansicht, Rechtsan­
walt Dr. habe gegenüber Rechtsanwalt Dr» Stl®-

den Willen zur Annahme des ihm zugeleiteten Schrift­
stückes stillschweigend bekundet» Diese Erklärung sieht 
es darin, daß Rechtsanwalt Dr« T 0 | ^  erst Mitte Septem­
ber 1957 einer Kanzleiangestellten des Rechtsanwalts 
Dr« S t i d B  erklärt habe, er nehme das Urteil, weil 
er das Mandat des Beklagten niedergelegt habe, nicht an, 
und er die beglaubigte Abschrift des Versäumnisurteils 
bis zum 30» Oktober 1957 behalten habe» Dieses Verhal­
ten habe, so meint das Berufungsgericht, von Rechtsanwalt 
Dr» Sti^||^ als stillschweigende Bekundung eines schon 
am 25« Juli 1957 vorhandenen Annahmewillens gedeutet wer­
den müsseno

Diese Auffassung hält der rechtlichen Nachprüfung 
nicht stand» Das Berufungsgericht will ersichtlich auf 
die Zustellung die Grundsätze anwenden, die im Vertrags­
recht über das Schweigen auf ein Angebot entwickelt wor­
den sind» Danach kann allerdings das Schweigen desjeni­
gen, dem ein Vertragsangebot gemacht wird, ohne Rücksicht 
aufseinen wirklichen Willen als Erklärung der Annahme ge­
wertet werden, wenn der Antragende nach den Gepflogenhei­
ten des Geschäftsverkehrs für den Pall, daß der Antrags­
empfänger das Angebot nicht annehmen will, eine ablehnen­
de Äußerung erwarten darf und es gegen Treu und Glauben 
verstoßen würde, ihn durch Schweigen im unklaren zu las­
sen (BGHZ 20*149,1515 BGB RGRK ll.Aufl, vor § 116 Anm.6). 
Ob dieser Grundsatz auf dem Gebiet des Zustellungsver­
fahrens überhaupt Platz greifen kann, erscheint zweifel­
haft, Denn bei der Zustellung von Anwalt zu Anwalt liegt 
es nicht so, daß der zustellende Anwalt mit dem Zugehen 
einer Annahmeerklärung nicht zu rechnen braucht und bei 
dem Ausbleiben einer Antwort daher berechtigt ist, sich 
auf eine Annahme einzurichten» In der Regel kann der 
zustellende Anwalt zwar erwarten, daß der Gegenanwalt 
das zur Zustellung angebotene Schriftstück annimmt» Da
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, der annehmende Anwalt aber die Annahme beurkunden und 
dem zustellenden Anwalt die Empfangsbescheinigung über­
senden muß, rechnet der zustellende Anwalt gerade mit 
dem Eingang einer Erklärung über die Annahme,, Geht die 
Zustellungsurkunde wider Erwarten bei ihm nicht ein, so 
kann er aus diesem Umstand den Schluß, der Gegenanwalt 
habe die Zustellung entgegengenoramen. nicht ziehen, denn 
bei regelrechtem Verlauf des Zustellungsverfahrens müßte 
er die Empfangsbestätigung erhalten haben« Er muß viel­
mehr mit der Möglichkeit rechnen, daß das zuzustellende 
Schriftstück durch unvorhergeshene Umstände den Zustel­
lungsempfänger nicht erreicht hat und eine Zustellung 
nicht wirksam geworden ist« Etwas anderes ist es, wenn 
der Anwalt das ihm zur Zustellung angebotene Schriftstück 
nicht zurückweisen will, es aber versehentlich unterläßt, 
die Empfangsbestätigung zu unterschreiben und zurückzu- 
senden« Wird die Bestätigung dann später an den zustel­
lenden Anwalt übersandt, so mag, wie das Reichsgericht an­
genommen hat, im Verhalten des Anwalts beim Empfang der 
Urkunde die Kundgebung seines Annahmewillens liegen und 
die Zustellung in diesem Zeitpunkt zustande gekommen sein 
(RG JW 1899,176; SeuffArch 58 Nr«248), In einem Falle, 
in dem der Anwalt, dem zugestellt werden sollte, sich 
zur Empfangnahme nicht mehr für berechtigt hielt und die 
Zustellung ablehnte, dann aber seinen Irrtum einsah und 
sich zur Entgegennahme bereit erklärte, hat das Reichs- 
gerioht dagegen angenommen, daß die Zustellung erst in 
dem Zeitpunkt wirksam geworden sei, zu dem der Anwalt 
anderen Sinnes geworden war (RGZ 98,241). Auf die Ent- 

' Scheidungen des Reichsgerichts in JW 1899,176 und Seuff­
Arch 58 Nr.248 vermag sich das Berufungsgericht für sei­
ne Auffassung daher nicht zu stützen« N

3« Selbst wenn aber im Schweigen des Rechtsanwalts 
Br« TflHP die Erklärung zu finden wäre, die Urteilsab- 
schriften als zugestellt entgegenzunehmen, so fehlte es
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zur Wirksamkeit der Zustellung doch an der Beurkundung 
der Zustellung durch Rechtsanwalt Dr« Y/ie Jede
Zustellung bedarf auch die Zustellung von Anwalt zu An­
walt der Beurkundung« Die bloße Erklärung des Anwalts, 
dem nach § 198 ZPO zugestellt werden soll, er nehme das 
Schriftstück als zugestellt an, genügt nicht, um die Zu­
stellung wirksam werden zu lassen« Die Zustellung von An­
walt zu Anwalt weist die besondere Gestaltung auf, daß 
auch der Anwalt, dem zugestellt werden soll, Beurkundungs­
person ist« Er hat durch sein Empfangsbekenntnis zu beur­
kunden, daß er dio zuzustellende Urkunde zur Bewirkung der 
Zustellung entgegen genommen hat« Diese Beurkundung muß 
zu der Willensäußerung des Anwalts hinzutreten« Sie ist 
notwendiges Formerfordernis einer Zustellung von Anwalt 
zu Anwalt« Pur die alte Passung des § 198 ZPO entsprach 
das der herrschenden* auch vom Reichsgericht ständig ver­
tretenen Ansicht (RGZ 150,392*394)« Pür die Neufassung des 
§ 198 ZPO durch das Gesetz zur Wiederherstellung der Rechts­
einheit auf dem Gebiete der Gerichtsverfassung, der bürger­
lichen Rechtspflege, des Strafverfahrens und des Kosten­
rechts vom 12« September 1950 (BGBl I 455) hat der Bundes­
gerichtshof in BGHZ 8,314«317 sich zu derselben Auffas­
sung in einer beiläufigen Bemerkung bekannt, während in 
dem Urteil BGHZ 14,342,345 die Entscheidung dahingestellt 
geblieben ist« Der von den Oberlandesgerichten-Neustadt 
(NJW 1953,791) und Karlsruhe (HJW 1954*1287) sowie in dem 
Erläuterungsbuch zur Zivilprozeßordnung von Zöller, 9«Aufl«
§ 198 Anm«la vertretenen Meinung, die Neufassung habe 
eine Regelung zum Ziele gehabt, nach der für die Zustel­
lung von Anwalt zu Anwalt von dem sonst erforderlichen 
Merkmal einer Zustellung in der dafür vorgeschriebenen 
Porm abgegangen werden dürfe, kann nicht gefolgt werden«
Mit Recht weist Werthauer (NJW 1955*781) darauf hin, daß 
sowohl nach der amtlichen Begründung zur Verordnung des 
Zentral justizamtes der britischen Zone vom 27« Januar 1948 
(Art.2 six Nr®15 ZJB1 1948,40,45), durch die zuerst die
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Neufassung eingeführt worden ist, wie nach der Begrün­
dung zum Entwurf des Rechtsvereinheitlichungsgesetzes 
(BT Drucks 1.Wahlperiode 5 30 Anlol a Artikel 2 zu Nr.23 
S.16) der Satz 1 des § 198 Abs.1 inhaltlich unverändert 
hat beibehalten werden sollen. An dem Wesen der Zustel­
lung von Anwalt zu Anwalt hat sich also durch die Neu­
fassung des § 198 ZPO nichts geändert. V/enn nach § 198 
Abs*2 zum Nachweis der Zustellung das Empfangsbekenntnis 
genügt, so besagt das» wie Werthauer zutreffend hervor­
hebt; nicht mehr., als daß gegenüber der sonstigen stren­
gen Regelform der Beurkundung die erleichterte Form des an­
waltlichen Empfangsbekenntnisses zugelassen isto Es wird 
aber nicht ausgesprochen- daß auch nicht einmal diese 
erleichterte Form erforderlich sei (vgl. auch Carl JW 
1935s3317). Die Beurkundung ist dem Wosen der Zustellung 
eigentümlich. Der Zweck der Zustellung» der entweder 
darin besteht, Prozeßhandlungen zu vollenden oder bereits 
wirksam gewordene Prozeßhandlungen bekannt zu geben, er­
fordert, daß nicht nur der Empfänger Gelegenheit zur Kennt­
nisnahme erhält» sondern daß der Zustellende durch Beur­
kundung in die Lage versetzt wird, die Zustellung des 
Schriftstücks nachzuweisen (Rosenberg, Lehrbuch des Deut­
schen Zivilprozeßrechts,I7oAufl. § 69 I S.309)= Das Be­
rufungsgericht meint in einer Hilfserwägung zwar, für den 
besonderen Fall» daß das Verhalten des Anwalts entgegen 
seinem wirklichen Willen auf einen Annahmewillen schließen 
lasse, bedürfte es der Beurkundung des Annahmewillens 
nicht» Wenn im Interesse des Rechtsverkehrs und des guten 
Glaubens eines Beteiligten eine stillschweigende Willens­
erklärung festgestellt werden müsse, die nach ihrer Natur 
der Beurkundung unmittelbar nicht zugänglich sei, dann 
müsse, so glaubt das Berufungsgericht, dort, wo an sich 
die Beurkundung der Erklärung vorgeschrieben sei, dieses 
Beurkundungserfordernis entfallen. Diese Folgerung ist 
aber nicht statthaft. Davon, daß es bei dem vorliegenden 
Saohvorhalt etwa mit Treu und Glauben schlechthin unver-
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einbar wäre, die Wirksamkeit der Zustellung an dem 
Forraerfordern!s der Empfangsbestätigung scheitern zu 
lassen* kann keine Rede sein« Unter Berücksichtigung 
des formalen Wesens der Zustellung müßte vielmehr der 
Schluß gezogen werden, daß ein mit dem wahren Willen 
in Widerspruch stehendes Verhalten, da es sich der 
Beurkundungsmöglichkeit entzieht, auf dem prozeßrecht­
lichen Sondergebiet der Zustellung unbeachtlich ist 
und zur Wirksamkeit der Zustellung nicht ausreicht.

Die Beklagte hat in der mündlichen Verhandlung 
die Auffassung vertreten, auf Grund der Vorschrift des 
§ 198 ZPO werde zwischen der zustellenden Partei und 
dem Anwalt, dem zugestellt werden soll, ein Prozeß­
rechts Verhältnis begründet, nach dem dieser verpflich­
tet sei, eine Zustellung entgegenzunehmen. Hach § 87 
ZPO dauere das Prozeßrechtsverhältnis trotz Kündigung 
des Auftragsverhältnisses fort, bis die Bestellung ei­
nes anderen Anwalts angezeigt sei. Den bisherigen An­
walt treffe daher die Verpflichtung, alles zu unterlas­
sen, was den Fortgang des Verfahrens hindern könne. 
Verletze er die Verpflichtung, indem er sich weigere, 
durch Ausstellung der Empfangsbestätigung dazu mitzu­
wirken, daß eine Zustellung wirksam werde, so seü. es 
der durch ihn vertretenen Partei versagt, sich auf das 
Fehlen der Zustellungsurkunde zu berufen. Dieser Auf­
fassung kann nicht gefolgt werden. Der Anwalt,'dem zu­
gfest eilt werden soll, empfängt die zugestellte Urkunde 
nur als Vertreter seiner Partei (Wieczorek ZPO § 198 
AnnuA I b 1). Er ist dem Gegner seiner Partei gegen­
über nach Verfahrensrecht nicht verpflichtet, an der 
Zustellung im Verfahren nach § 198 ZPO mitzuwirken. 
Verweigert er die Annahme und die Ausstellung des Emp­
fangsbekenntnisses, so knüpfen sich daran keine ver­
fahrensrechtlichen Wirkungen«, Er kann, indem er es 
unterläßt, das Erapfangsbekenntnis auszustellen, verhin-



-  10

dern, daß eine zustellungsbedürftige Prozeßhandlung 
wirksam wird oder eine von der Zustellung abhängige 
Frist zu laufen beginnt. Die zustellende Partei ist 
alßdann auf den Weg der Zustellung durch den Gerichts­
vollzieher angewiesen« An dieser vom Heichsgericht (RGZ 98» 
241$ 150,392.394) ständig vertretenen Auffassung, die 
auch ganz überwiegend im Schrifttum (Stein/Jonas/Schönke 
18oAuflo ZPO § 198 Anmoll 3; Rosenberg, Lehrbuch des 
Deutschen Zivilprozeßrechts, 7<>Auflo § 71 IT 1 a 8 ,5318; 
Baumbach/Lauterbach ZPO 25»Auflo § 198 Anmol B hinsicht­
lich der Pflicht zur Annahme) vertreten wird, ist auch 
gegenüber den Bedenken von Wieczorek (ZPO § 198 AnnuA I 
b 1) fest zuhalten» Der Nachteil, daß der Anwalt, dem 
zugestellt werden soll, die Zustellung von Anwalt zu An­
walt - anders bei der Zustellung durch den Gerichtsvoll­
zieher - dadurch verhindern kann, daß er sich weigert, 
die Empfangsbescheinigung zu unterschreiben, muß in Kauf 
genommen werden» Ein solcher Anwalt könnte bei unbegrün­
deter Weigerung lediglich standesrechtlich zur Verant­
wortung gezogen werden. Wenn im vorliegenden Pall der 
Einspruch erst geraume Zeit nach dem 23« Juli 1957 ein­
gelegt worden ist, so liegt es wesentlich auch am Ver­
halten des Prozeßbevollmächtigten der Klägerin» Er hat • 
ohne nachdrückliche Mahnung es hingehen lassen» daß der 
Prozeßbevollmächtigte der Beklagten sich erst am 30»Okto- 
ber 1957 schriftlich äußerte» und hat eine neue Zustel­
lung an den Beklagten persönlich erst am 7* Februar 1958 
veranlaßt, die im übrigen nach §§ 87 Abs»l» 176 ZPO un­
wirksam war (Stein/Jonas/Schönke, ZPO 18oAufl» § 176 
AnnuV) o

4» Das Berufungsgericht, das im Grundsatz der Auf­
fassung folgt, daß das Empfangsbekenntnis wesentliches 
Erfordernis für die Wirksamkeit der Zustellung sei, hat 
allerdings in erster Linie die Entscheidung damit be-
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gründet, eine Beurkundung sei tatsächlich erfolgt. Es 
sieht nämlich ein Empfangsbekenntnis des Rechtsanwalts 
Dr.TfllP in dessen Schreiben vom 30, Oktober 1957 und 
führt aus, diesem Schreiben könne in Verbindung mit 
der Zustellungsbescheinigung des Rechtsanwalts Dr.Sti^N- 

vom 23 o Juli 1957 eine Bestätigung dafür entnommen 
werden, Rechtsanwalt Dr.Tfli^^ habe sich- längere Zeit hin­
durch so verhalten, daß Rechtsanwalt Dr.Sti^J^ habe an- 
nehrnen müssen, Rechtsanwalt Dr.fflHPl habe spätestens am 
25o Juli 1957 den Annahmewillen gehabt. Dieser Ansicht 
kann aber nicht gefolgt werden, Bas Schreiben vom 30* Ok­
tober 1957 besagt darüber, welchen Willen Rechtsanwalt 
Br,T®BHI beim Empfang des Versäumnisurteils gehabt hat, 
gar. nichts, sondern enthält nur die unmißverständliche Er­
klärung, zumindesten nunmehr das Urteil nicht als zuge­
stellt ansehen und behalten zu wollen. Bei der Zustellung 
von Anwalt zu Anwalt hat der Anwalt, dem zugestellt wird, 
aber zu beurkunden, daß er das Schriftstück als zugestellt 
angenommen habe. Diese Beurkundung kann durch Schriftstük- 
ke, denen eine solche Erklärung fehlt, nicht ersetzt wer­
den. Im übrigen kommt in der Regel einer Zustellungsur- 
kunde Bedeutung auch für den Nachweis zu, wann die Zustel­
lung bewirkt, d.h. angenommen worden ist. Eine Erklärung 
wie die im Schreiben des Rechtsanwalts S r . f f l P  vom 
30. Oktober 1957 enthaltene könnte aber diesen Zweok ei­
ner Beurkundung nicht erfüllen, wie die eigenen Ausfüh­
rungen des Berufungsgerichts ergeben. Es meint, den Ur­
kunden vom 23. Juli und 30, Oktober 1957 könne entnommen 
werden, daß Rechtsanwalt Dr.fflB) schon "Ende Juli" von 
der Zustellung Kenntnis erhalten und den Annahmewillen 
gehabt habe ([gemeint wohl: ihm ein Annahmewille zu unter­
stellen sei). Im vorliegenden Pall ist zwar ohne weite­
res ersichtlich, daß alsdann ein am 18. Februar 1958 ein­
gelegter Einspruch verspätet gewesen wäre. Bei anderer 
Sachlage vermöchte aber eine Urkunde, die nur ergibt, daß 
eine Zustellung am Ende eines Monates erfolgt ist, keine
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Klarheit zu schaffen, wann eine mit der Zustellung "begin­
nende Prist ihr Ende erreicht„

IIIo Ist danach eine Zustellung Ende Juli 1957 wirksam 
nicht erfolgt, so ist der Einspruch des Beklagten recht­
zeitig eingelegt und zulässig«,

IV«, Die Entscheidung über die Kosten der ̂ Revision bleibt 
dem Berufungsgericht Vorbehalten»

Dr.Gelhaar Artl Dr.Spieler ^ “ gchS^efbeur- »r.Meager
laubt, ort sabwesend 
und an der Beifügung 
seiner Unterschrift 
verhindert.

Dr»Gelhaar


